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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

verantwortungsbewusstes Handeln zahlt sich aus. Stetig 

sinkende Fallzahlen sind der großartige Erfolg gemeinsa-

mer Anstrengungen. Der steigende Anteil der wesentlich 

infektiöseren Mutanten darunter ist jedoch besorgniserre-

gend und die Verlängerung des Lockdowns folgerichtig. 

Lassen Sie uns Corona weiterhin die Stirn bieten. Wir 

sind auf dem richtigen Weg! Meine Rede finden Sie hier. 
 

Bei den Öffnungen von Kindergärten und Grundschulen 

hätte ich mir mehr Einheitlichkeit unter den Ländern ge-

wünscht. Es ist nun wichtig, dass die Öffnungen strengen 

Hygienekonzepten folgen, die fortlaufend überprüft und 

angepasst werden. 
 

Wir packen weiter an und federn die sozialen und wirt-

schaftlichen Auswirkungen des Lockdowns ab. Für Fami-

lien gibt es nochmals einen Kindergeldbonus von 150 

Euro pro Kind. Damit sollen entstehende Mehrkosten teil-

weise kompensiert werden. Der Bonus gilt zudem als äu-

ßerst effektive konjunkturpolitische Maßnahme. 

Bildung muss auch in digitaler Form allen Kindern unab-

hängig vom Geldbeutel der Eltern ermöglicht werden. Ich 

bin deshalb unserem Arbeits- und Sozialminister Huber-

tus Heil dankbar, dass Jobcenter künftig Kosten für die 

Anschaffung digitaler Endgeräte übernehmen können. 

Über weitere Wirtschaftshilfen, der Neustarthilfen für Kul-

turschaffende und Soloselbstständige sowie Unterstüt-

zung für Bezieherinnen und Bezieher der Grundsiche-

rung erfahren Sie auf den folgenden Seiten. 
 

Das Lieferkettengesetz kommt! Unternehmen, die Geld 

damit verdienen, was in anderen Teilen der Welt erarbei-

tet wird, müssen Verantwortung übernehmen. Sie sollen 

dafür einstehen, dass entlang ihrer Lieferkette Men-

schenrechte eingehalten werden. Viele Unternehmen 

achten bereits heute darauf. Mit dem Gesetz sorgen wir 

folglich für gute Arbeit und fairen Wettbewerb. 
 

Ich wünsche Ihnen eine spannende Lektüre, Ihren Fami-

lien ein schönes Wochenende und bleiben Sie gesund! 
 

Ihre   
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Statement 
der Woche 
 

 „Demokratien sind empfindsa-
mer und angreifbarer als an-
dere politische Ordnungen. 

Gleichwohl ist die Anziehungs-
kraft demokratischer Ideale un-
gebrochen – schauen wir nach 
Minsk, Budapest, Hongkong, 

Moskau, Yangon und            
Kampala!“ 

Rolf Mützenich, Fraktionsvorsitzender, 

zur Lage der demokratischer Ideale in der Welt 

unter Corona am 11. Februar 2021 im Deut-

schen Bundestag.  

 

Highlights 
Der nächsten Wochen 

 

 
 

  

Wann Wo Was 

13.02. 
10.00 Uhr-  
11.30 Uhr  

 
Frauen-
grundhal le
Ebern 
 

 
SPD- Bundeswahl-
kreiskonferenz 

21.02. 
10.00 Uhr-  
12.00 Uhr  

 
Posthal le 
Würzburg 

 
Bezirksparte i tag  

Vor der Regierungserklärung diskutierte ich auf Phoenix mit Christine Aschenberg-Dugnus 

von der FDP über die Beschlüsse des Bund-Länder-Gipfels. Bild: Büro Sabine Dittmar 
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PANDEMIEBEKÄMPFUNG 

Neue Hilfen für Bedürf-

tige, Familien und Künst-

ler 

Um die Menschen in der Pandemie weiter 

zu unterstützen, will der Bundestag weit-

reichende Hilfen auf den Weg bringen. 

Kinderbonus, Corona-Zuschuss oder 

auch der verlängerte erleichterte Zugang 

zur Grundsicherung sollen durch die Krise 

führen. 

Die Corona-Pandemie hält das Land weiter 

im Griff, der Lockdown wurde verlängert. Das 

hat finanzielle Folgen, die diejenigen beson-

ders hart treffen, die ohnehin wenig haben. 

Deshalb hat sich der Koalitionsausschuss auf 

ein weitreichendes Maßnahmepaket geeinigt, 

von dem vor allem Geringverdiener, Grundsi-

cherungsempfänger sowie Künstlerinnen und 

Künstler und Solo-Selbstständige profitieren. 

Die Gesetze, die die Maßnahmen umsetzen 

sollen, wurden in dieser Woche in erster Le-

sung vom Bundestag beraten. 

Dass uns die Krise nun schon so lange im 

Griff hält, hat auch zur Folge, dass etwa durch 

den aktuell lang andauernden Lockdown im 

Alltag auch höhere Ausgaben entstehen. Um 

dies stemmen zu können, sollen Erwach-

sene, die Existenz sichernde Leistungen be-

ziehen (Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, Asyl-

bewerberleistungen oder Leistungen aus 

dem sozialen Entschädigungsrecht) im ersten 

Halbjahr 2021 pauschal einmalig einen 

Corona-Zuschuss in Höhe von 150 Euro er-

halten. Wer Leistungen aus der Grundsiche-

rung bezieht, wird darüber hinaus ein Schrei-

ben der Krankenkasse bekommen und sich 

damit kostenfrei zehn FFP2-Schutzmasken in 

der Apotheke abholen können.  

Besonders Familien sind vom Lockdown be-

troffen – gerade wenn sie wenig verdienen. 

Durch das Homeschooling steigt die Strom-

rechnung, auch der Verbrauch an Schreibwa-

ren. Viele Familien, die sowieso knapp bei 

Kasse sind, sind damit finanziell überfordert, 

sie verfügen in der Regel nicht über Reser-

ven, um unvorhersehbare Mehrausgaben 

über längere Zeit zu finanzieren. Darum soll 

es wie schon im Jahr 2020 einen Kinderbo-

nus geben. Dieser wird in Höhe von 150 Euro 

je Kind mit dem Kindergeld gezahlt. Dieser 

Kinderbonus kommt auch hilfebedürftigen Fa-

milien zugute, weil er bei Sozialleistungen 

nicht als Einkommen berücksichtigt wird. Al-

lerdings wird der Kinderbonus, wie auch das 

Kindergeld, im Rahmen der bei der Einkom-

mensteuerveranlagung durchzuführenden 

Günstigerprüfung mit der Entlastung durch 

die steuerlichen Kinderfreibeträge verrech-

net. Hochverdienende erfahren deshalb 

durch den Kinderbonus keine zusätzliche 

Entlastung.  

Gleichzeitig soll es Kommunen für die Zeit der 

Pandemie weiter ermöglicht werden, ge-

meinschaftliches Mittagessen über das Bil-

dungs- und Teilhabepaket (BuT) flexibel be-

reitzustellen, z.B. per Lieferung nach Hause 

oder Abholung - entstehende Mehrkosten 

werden getragen. Diese bisher bis zum 31. 

März 2021 befristete Sonderregelung für ge-

meinschaftliche Mittagsverpflegung soll da-

her bis zum 30. Juni 2021 verlängert werden. 

Die erleichterte Vermögensprüfung beim Kin-

derzuschlag wird noch bis zum Jahresende 

verlängert.  

Wenn die Schulen geschlossen sind und Dis-

tanzunterricht stattfindet, brauchen alle Schü-

lerinnen und Schüler für die Teilnahme geeig-

nete digitale Endgeräte. Kinder aus hilfebe-

dürftigen Familien dürfen dann nicht im Nach-

teil sein. Wenn ihnen kein digitales Endgerät 

zur Verfügung steht, das ihnen die Teilnahme 

am Distanzunterricht ermöglicht, können sie 

nun beim Jobcenter einen Zuschuss erhalten. 

Das Jobcenter kann die Kosten im Einzelfall 

als Mehrbedarf im SGB II in Höhe von bis zu 

350 Euro anerkennen. 
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Die Einschränkungen auf Grund der COVID-

19-Pandemie führen auch dazu, dass Men-

schen, die ihren Lebensunterhalt bislang aus 

eigener Kraft sichern konnten, nun auf Leis-

tungen der Grundsicherung angewiesen sind. 

Insbesondere bei (Solo-)Selbstständigen, 

Kulturschaffenden oder Menschen, die für ge-

ringe Löhne arbeiten, kann es dadurch finan-

ziell eng werden. Mit dem Sozialschutzpaket 

I wurde deshalb ein vereinfachter Zugang 

zu den Grundsicherungssystemen ge-

schaffen – befristet bis zum 31. März 2021. 

Diese Regelung soll jetzt bis zum 31. Dezem-

ber 2021 verlängert werden. Damit wird si-

chergestellt, dass niemand pandemiebedingt 

seine Wohnung aufgeben muss oder das, 

was etwa für das Alter zurückgelegt ist. 

Für Kreativschaffende, Künstlerinnen und 

Künstler, Publizistinnen und Publizisten be-

deuten die erheblichen Einschränkungen des 

öffentlichen Lebens infolge der Corona-Pan-

demie und die anhaltende wirtschaftliche Kri-

sensituation im Kunst- und Kulturbereich 

nach wie vor besondere Belastungen, die bis 

weit in das laufende Jahr reichen werden. Da-

rum stellt der Bund im Rahmen des Pro-

gramms „Neustart Kultur“ eine weitere Mil-

liarde Euro für Kulturschaffende bereit. 

Damit außerdem nicht pandemiebedingt ein 

bestehender Versicherungsschutz in der 

Künstlersozialversicherung verloren geht, 

wurde die jährliche Mindesteinkommens-

grenze von 3.900 Euro im Künstlersozialver-

sicherungsgesetz schon für das Jahr 2020 

ausgesetzt. Diese gesetzliche Regelung wird 

nun mit dem Sozialschutzpaket III auch auf 

das Jahr 2021 übertragen.  

Soziale Dienstleister und Einrichtungen ha-

ben aufgrund der Corona-Pandemie große fi-

nanzielle Einbußen. Dazu zählen Werkstätten 

für Menschen mit Behinderung, Versorgungs- 

und Rehabilitationseinrichtungen, Anbieter 

von Sprachkursen, aber auch freie Kita-Trä-

ger und Wohlfahrtsverbände. Bundesweit 

können viele ihre Arbeit nicht mehr erbringen 

und auch keine finanziellen Leistungen mehr 

von den Leistungsträgern (Kommunen und 

Länder) erhalten. Im Gegensatz zu kommer-

ziellen Anbietern dürfen sie kaum Risikorück-

lagen bilden und können meist auch keine 

Kredite aufnehmen. Um ihren weiteren Be-

stand zu sichern, die wirtschaftlichen Folgen 

abzufedern und eine Insolvenz zu verhindern, 

hat die Bundesregierung einen Schutzschirm 

aufgespannt. Dieser Sicherstellungsauftrag 

nach dem Sozialdienstleister-Einsatzgesetz 

(SodEG) soll bis zum 30. Juni 2021 verlängert 

werden. 

Für die besonders von Schließungen be-

troffenen Restaurants und Cafés wird der er-

mäßigte Umsatzsteuersatz von sieben Pro-

zent für erbrachte Restaurant- und Verpfle-

gungsdienstleistungen bis 31. Dezember 

2022 verlängert.  Auch Unternehmen werden 

nochmal entlastet: durch die Erhöhung des 

steuerlichen Verlustrücktrags für die Jahre 

2020 und 2021 von fünf Millionen Euro auf 

zehn Millionen Euro bzw. von zehn Millionen 

Euro auf 20 Millionen Euro (bei Zusammen-

veranlagung). 

 

 

Bundestag berät über epi-

demische Lage 

Künftig sollen die Ausnahmerechte, die 

der Regierung schnelle Entscheidungen 

ermöglichen, nur noch begrenzt für drei 

Monate vom Parlament verlängert werden 

können. 

Mit Blick auf das anhaltende Infektionsge-

schehen in der Corona-Pandemie beabsichti-

gen die Regierungsfraktionen, die Feststel-

lung einer „epidemischen Lage mit nationaler 

Tragweite“ um drei Monate zu verlängern. 

Diese ermöglicht der Bundesregierung, in 

wichtigen gesundheitlichen Bereichen 

Rechtsverordnungen zu erlassen, wie etwa 

zu Testungen, zur Versorgung mit Schutz-

masken oder zur Impfreihenfolge. An die 

Feststellung der epidemischen Lage nationa-

ler Tragweite durch den Bundestag sind auch 
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die Befugnisse für die Länder zur Anordnung 

der Corona-Schutzmaßnahmen geknüpft. Sie 

ist damit auch Voraussetzung für die Umset-

zung der Bund-Länder-Vereinbarungen. Den 

entsprechenden Gesetzesentwurf berietet 

der Bundestagam Freitag in Erster Lesung. 

Der Bundestag hatte mit dem ersten Bevölke-

rungsschutzgesetz am 27. März 2020 nach 

Paragraf 5 Absatz 1 Satz 1 des Infektions-

schutzgesetzes (IfSG) eine epidemische 

Lage von nationaler Tragweite und am 18. 

November 2020 deren Fortbestehen festge-

stellt. Die Feststellung gilt bisher bis zum 31. 

März. Um diese verlängern zu können und 

weitere gesetzliche Fristen anzupassen, ha-

ben die Abgeordneten einen entsprechenden 

Gesetzesentwurf am Freitag in Erster Lesung 

beraten.  

Angesichts der weiterhin dynamischen Infek-

tionslage, auch bedingt durch Mutationen, sei 

es nötig, die Geltung der gegenwärtigen Re-

gelungen und Maßnahmen zum Schutz der 

öffentlichen Gesundheit bis Ende Juni 2021 

zu verlängern. 

Dem Gesetzentwurf zufolge soll der Bundes-

tag die epidemische Lage nationaler Trag-

weite künftig befristet für maximal drei Mo-

nate feststellen. Jede Verlängerung muss 

demnach erneut vom Bundestag beschlos-

sen werden. Damit solle der parlamentari-

sche Diskurs gestärkt werden.  

Diese Vorschrift und insbesondere auch die 

Länderbefugnisse sollen bis zum Jahresende 

durch die Nationale Akademie der Wissen-

schaften Leopoldina extern evaluiert werden, 

um Reformbedarf zu ermitteln.  

„Das Parlament will ganz bewusst die pande-

mische Lage verlängern, weil wir jetzt noch in 

einer Situation sind, in der wir diese Rechts-

instrumentarien brauchen, um gut und schnell 

reagieren zu können“, sagt Sabine Dittmar, 

gesundheitspolitische Sprecherin der SPD-

Bundestagsfraktion. Aber es liege in der 

Hand des Parlaments, die pandemische Lage 

festzustellen, sie für beendet zu erklären oder 

sie auch zu verlängern, so Dittmar. „Das 

heißt, wenn die pandemische Lage erloschen 

ist, dann der Bundesregierung automatisch 

alle Möglichkeiten genommen sind, Rechts-

verordnungen außerhalb des Rahmens zu er-

lassen.“  

 

KRIMINALITÄT 

Koalition greift gegen 

Geldwäsche durch 

Mit der Ausweitung des Geldwäsche-

Straftatbestands wird es der organisierten 

Kriminalität erschwert, Nutzen aus ihrem 

gewaschenen Vermögen zu ziehen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich gegen 

Geldwäsche ein: Der Bundestag hat in dieser 

Woche eine Ausweitung des Geldwäsche-

Straftatbestands beschlossen. Durch eine Er-

weiterung des Tatbestands und eine umfas-

sende Möglichkeit, kriminelles Vermögen ab-

zuschöpfen, werden die Voraussetzungen für 

die strafrechtliche Bekämpfung der Geldwä-

sche verbessert. 

Aus dem Jahresbericht der Anti-Geldwäsche-

Einheit des Bundes für 2019 geht hervor, 

dass die Zahl der Verdachtsfälle von Geldwä-

sche und Terrorismusfinanzierung in 

Deutschland stark gestiegen ist. Der SPD-

Fraktion zufolge ist ein härteres und effektive-

res Vorgehen notwendig, da das „gewa-

schene“ Geld häufig zur Ermöglichung neuer 

Straftaten führt. 

Bislang war Geldwäsche nur bei bestimmten 

festgelegten Vortaten strafbar. Künftig ist 

Geldwäsche strafbar, unabhängig davon, aus 

welcher Straftat die Gelder stammen. Die ent-

standen Strafbarkeitslücken werden mit dem 

Gesetz geschlossen und die Strafverfolgung 

deutlich effektiver. 

„Wir müssen effektiver gegen organisierte 

Kriminalität vorgehen und weiten deshalb 

denn Straftatbestand der Geldwäsche aus“, 

sagt der rechtspolitische Sprecher der SPD-

Bundestagsfraktion, Johannes Fechner. Ziel 
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sei es zu verhindern, dass illegale Gelder aus 

Straftaten in den legalen Wirtschaftskreislauf 

eingeführt werden und Straftäter so von ihren 

Straftaten auf Dauer profitieren können. 

Bereits in der letzten Wahlperiode hat die 

SPD-Bundestagsfraktion eine grundlegende 

Erweiterung der Vermögensabschöpfung 

durchgesetzt. Daran halten die Abgeordneten 

fest und stellen somit weiterhin sicher, dass 

Kriminelle keinen Nutzen aus Ihrem gewa-

schenen Vermögen ziehen können. Auch 

künftig können Mieten aus einem mit ‚gewa-

schenen‘ Erlösen aus kriminellen Handlun-

gen erworbenen Wohnhaus eingezogen wer-

den. 

„Kriminalität darf sich nicht auszahlen. Mit 

diesem Gesetz setzen wir genau dort an“, 

sagt Fechner. 
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